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sind: wenn Datum 16, dann auch Datum 17, wenn Datum 19, 
dann hat diese Postleitzahl Vorrang vor der Postleitzahl 
von Datum 4.

Bei der computermäßigen Bearbeitung des Antrags auf 
Erlaß einer gerichtlichen Zahlungsaufforderung gehen wir 
davon aus, daß die Eingaben auf einem Computer des Gläu­
bigers erfolgen, die eingegebenen Daten auf den Gerichts­
computer übertragen werden und dessen Ausgabeinforma­
tionen auf dem Display des Gerichtscomputers erscheinen 
und — soweit erforderlich — auf den Corpputer des Gläubi­
gers übertragen werden. Unter den Ausgabeinformationen 
des Gerichtscomputers gibt es solche, die als Entscheidungen 
oder Schreiben ausgedruckt und zu den Akten genommen 
oder zugestellt werden müssen, und solche, die ausgedruckt 
werden können.3

Die Arbeitsweise des Gerichtscomputers besteht darin, 
daß er den Eingang des Antrags mit dem Eingangsdatum 
(Datum 23) und einem Aktenzeichen (Datum 24) vermerkt. 
Dann überprüft der Computer, ob alle notwendigen Daten 
eingegeben sind, und vergleicht, ob die Eingangsdaten mit 
den Vergleichsdaten übereinstimmen. Ist das der Fall, gibt 
der Computer die Ausgabeinformation: Die gerichtliche Zah­
lungsaufforderung, die im Text erscheint und von Sekretär 
des Gerichts unterschrieben werden kann.

Stimmt ein Eingabedatum mit dem Vergleichsdatum nicht 
überein, erfolgt durch den Computer eine entsprechende 
Ausgabeinformation.

Stimmt z. B. das Eingabedatum 15 (Postleitzahl des Sitzes 
des Gerichts) nicht mit dem Vergleichsdatum überein, hat 
die Ausgabeinformation zum Inhalt, daß der Antrag durch 
das Kreisgericht nicht im automatisierten Verfahren bearbei­
tet werden kann.

Stimmt das Eingabedatum 3 (Name und Funktion desje­
nigen, der den Gläubiger kraft Gesetzes vertritt) nicht mit 
dem Vergleichsdatum überein, hat die Ausgabeinformation 
zum Inhalt, daß der Antrag wegen Verletzung des § 9 Abs. 3 
ZPO als unzulässig zurückgewiesen wird.

Fehlt das Eingabedatum 3, hat die Ausgabeinformation 
zum Inhalt, daß dem Gläubiger aufgegeben wird, den Antrag 
zu ergänzen (§ 14 Abs. 3 Satz 1 ZPO). Mit der Information 
wird dem Gläubiger eine vorher im Computer gespeicherte 
Fristangabe ausgegeben, deren Einhaltung der Computer 
automatisch überwacht. Wird innerhalb dieser Frist der An­
trag nicht durch eine neue Eingabe ergänzt, hat die Ausga­
beinformation den Inhalt, daß der Antrag gemäß § 14 Abs. 3 
Satz 2 ZPO zurückgewiesen wird. Erfolgt innerhalb der Frist 
eine Ergänzung des Antrags oder eine neue Eingabe und 
entspricht das Eingangsdatum 3 dem Vergleichsdatum, ar­
beitet der Computer das Programm weiter ab.

Als weitere Reaktionen des Computers sollen beispiels­
weise folgende genannt werden:

Enthält das Eingabedatum 4 (Name des Schuldners) keine 
Personenkennzahl, hat die Ausgabeinformation den Inhalt, 
daß dem Gläubiger unter Setzung einer Frist aufgegeben 
wird, den Antrag zu ergänzen. Erfolgt innerhalb dieser Frist 
keine Ergänzung des Antrags durch eine neue Eingabe, hat 
die Ausgabeinformation den Inhalt, daß der Antrag gemäß 
§ 14 Abs. 3 Satz 2 ZPO zurückgewiesen wird.

Enthält das Datum 9 (Kalenderdatum der mit der Mah­
nung gesetzten Frist) ein Kalenderdatum, das nach dem Da­
tum 14 (Kalenderdatum der Antragstellung) liegt, hat die 
Ausgabeinformation den Inhalt, daß der Antrag wegen 
Nichtvorliegens der in § 14 Abs. 1 Satz 1 ZPO geforderten 
Voraussetzungen zurückgewiesen wird.

Fehlt das Datum 21 (Name des Mitarbeiters des Gläubi­
gers, der versichert, daß der Schuldner keine Einwendungen 
geltend gemacht und nicht auf Zahlung verwiesen hat), hat 
die Ausgabeinformation den Inhalt, daß der Antrag wegen 
Nichtvorliegens der in § 14 Abs. 1 Satz 1 ZPO geforderten 
Voraussetzungen zurückgewiesen wird.

Die Ausgabeinformationen enthalten den Namen des Se­
kretärs des Kreisgerichts. Damit werden sie zu gerichtlichen 
Entscheidungen im allgemeinen Sinne. Der Computer trifft 
also keine Entscheidungen, sondern „erarbeitet“ Entschei­
dungsvorlagen. Der Sekretär des Kreisgerichts muß sich da­
von überzeugen, daß der Computer richtig arbeitet.

Informationen
Am 10. März 1988 fand in der Karl-Marx-Universität Leipzig 
eine Beratung des Arbeitskreises LPG-Recht des Rates für 
staats- und rechtswissenschaftliche Forschung der Akademie 
der Wissenschaften der DDR zum Entwurf des Mustersta­
tuts für kooperative Einrichtungen der LPG, GPG, VEG und 
anderen sozialistischen Betriebe der Land-, Forst- und Nah­
rungsgüterwirtschaft (veröffentlicht in: Deutsche Bauern­
zeitung 1988, Nr. 5, S. 15 ff.) statt. An der Beratung nahmen 
Vertreter des Ministeriums für Land-, Forst- und Nahrungs­
güterwirtschaft und des Obersten Gerichts sowie LPG- 
Rechtswissenschaftler der Akademie der Landwirtschafts­
wissenschaften, der Akademie der Wissenschaften der DDR, 
der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft, der Fried- 
rich-Schiller-Universität Jena, der Karl-Marx-Universität 
Leipzig, der Martin-Luther-Universität Halle sowie der Wil- 
helm-Pieck-Universität Rostock und der LPG-Hochschule 
Meißen teil.

Die Beratungsteilnehmer stimmten der konzeptionellen 
Anlage des Entwurfs zu. Bereits im Jahre 1983 waren im Ar­
beitskreis auf der Grundlage des LPG-Gesetzes Vorstellun­
gen für die Neuregelung eines Musterstatuts für kooperative 
Einrichtungen beraten worden.

Die Diskussion zum Entwurf ließ sich von folgenden 
Grundgedanken leiten:

1. Die Trägerbetriebe entscheiden eigenverantwortlich 
über die ökonomische Entwicklung der kooperativen Einrich­
tung.

2. Die kooperative Einrichtung wird im gemeinsamen In­
teresse der Trägerbetriebe und damit primär für den Be­
reich der Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft tätig.

3. Die Struktur der kooperativen Einrichtung (hinsichtlich 
des Eigentums, der Leitung, der Einbeziehung in die staat­
liche Leitung und der Stellung der Delegierten) wird wesent­
lich von genossenschaftlichen Prinzipien bestimmt.

Ausgangspunkt für die Diskussion war die eigentums­
rechtliche Stellung der kooperativen Einrichtung. Die koope­
rative Einrichtung ist gemeinschaftliches Eigentum der Trä­
gerbetriebe i. S. des § 26 LPG-Gesetz. In diesem Zusammen­
hang wurde auch die Frage berührt, wer Trägerbetrieb sein 
kann. Diese Frage bedarf vor allem hinsichtlich der LPG 
Tierproduktion der weiteren Klärung.

Die Bevollmächtigtenversammlung und der Rat der ko­
operativen Einrichtung widerspiegeln das Kollektivitätsprin­
zip in der Leitung der kooperativen Einrichtung. Unter­
schiedliche Standpunkte gab es zur Stellung der von den 
Vollversammlungen der Genossenschaftsbauern gewählten 
bzw. von den Leitern der sozialistischen Betriebe mit Zu­
stimmung der Vertrauensleutevollversammlungen berufenen 
Bevollmächtigten der kooperativen Einrichtung in der Be­
vollmächtigtenversammlung. Im Kern ging es um die Frage, 
ob diese Bevollmächtigten mit beratender oder beschließen­
der Stimme an den Beratungen mitwirken. Weitere Punkte 
der Erörterung zu Rechtsfragen der Leitung der kooperati­
ven Einrichtung waren die Einsetzung des Leiters (Wahl oder 
Berufung) und das Prinzip der Einstimmigkeit der Beschluß­
fassung durch die Bevollmächtigtenversammlung. Hinsicht­
lich der Stellung der Delegierten wurde im besonderen auf 
Rechtsprobleme der Beendigung der Delegierung, der mate­
riellen Verantwortlichkeit und der Führung der persönlichen 
Hauswirtschaft eingegangen. In diesem Zusammenhang 
wurde über das Verhältnis von fristloser Beendigung der 
Delegierung auf Grund des Verhaltens des Genossenschafts­
bauern und disziplinarischer Verantwortlichkeit, über die 
vorgesehene Begrenzung der materiellen Verantwortlichkeit 
auf die Fälle der Verletzung von Arbeitspflichten und über 
das Recht zum Kauf von Naturalien beraten.

Die Vorschläge aus der Beratung werden bei der Fertig­
stellung der Endfassung des Musterstatuts geprüft, dessen 
Verabschiedung nach Beendigung der Diskussion auf der 
Grundlage des Entwurfs vorgesehen ist.

Der Nachweis der Einzahlung der Gerichtsgebühr erfolgt 
dadurch, daß der Computer die Anträge der jeweiligen Gläu­
biger zählt (Datum 13) und in bestimmten Zeitabständen 
(quartalsweise oder jährlich) der Gesamtbetrag der Ge­
richtsgebühren dem Gläubiger in Rechnung gesetzt wird.

3 Für das Ausdrucken der Schreiben werden die erforderlichen 
Daten der Datenbank als variable Teile in die Textbausteine eines 
Textverarbeitungssystems automatisch eingefügt. Das Textver­
arbeitungssystem, das seit geraumer Zeit bei den Gerichten an­
gewendet wird, muß zu diesem Zweck mit der Datenbank ver­
knüpft werden.


